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Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Reformprogramm Finnlands 2013

mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm Finnlands fir 2012 bis
2017

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken', insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

gestutzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 16. November 2011 Uber die Vermeidung und Korrektur makrookonomischer
Ungleichgewichte?, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission®,

unter Beriicksichtigung der EntschliefRungen des Européischen Parlaments®,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhodrung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwagung nachstehender Grinde:

() Am 26. Méarz 2010 stimmte der Europdische Rat dem Vorschlag der Européischen
Kommission zu, eine auf verstérkte Koordinierung der Wirtschaftspolitiken gestiitzte
neue Strategie fur Wachstum und Beschéftigung (,, Europa 2020“) auf den Weg zu
bringen, deren Schwerpunkt auf den Schlisselbereichen liegt, in denen Mal3nahmen
notwendig sind, um Europas Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit zu steigern.

(20 Am 13. Juli 2010 nahm der Rat auf der Grundlage der Vorschldge der Kommission
eine Empfehlung zu den Grundziigen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und
der Union (2010 bis 2014) an und am 21. Oktober 2010 einen Beschluss Uber
Leitlinien fur beschaftigungspolitische MalRnahmen der Mitgliedstaaten®, die
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zusammen die ,integrierten Leitlinien* bilden. Die Mitgliedstaaten wurden

aufgefordert, die integrierten Leitlinien bei
Beschéaftigungspolitik zu berticksichtigen.

ihrer nationalen Wirtschafts- und
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Am 29. Juni 2012 beschlossen die Staats- und Regierungschefs einen ,Pakt fir
Wachstum und Beschéftigung®, der einen kohdrenten Rahmen fur Mal3nahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten, der EU und des Euro-Wahrungsgebiets unter Nutzung aller
verfugbaren Hebel, Instrumente und Politiken bildet. Sie beschlossen Mal3nahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten, wobei insbesondere die feste Entschlossenheit bekundet
wurde, die Ziele der Strategie Europa 2020 zu verwirklichen und die
|anderspezifischen Empfehlungen umzusetzen.

Am 6. Juli 2012 nahm der Rat eine Empfehlung zum Nationalen Reformprogramm
Finnlands for 2012 an und gab ene Stellungnahme zum aktualisierten
Stabilitétsprogramm Finnlands fur die Jahre 2011 bis 2015 ab.

Am 28. November 2012 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht® an, mit
dem das Europdische Semester 2013 fur wirtschaftspolitische Koordinierung
eingeleitet wurde. Ebenfalls am 28. November 2012 nahm die Kommission auf der
Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht’ an,
worin Finnland als einer der Mitgliedstaaten aufgeftihrt ist, fir die eine eingehende
Uberpriifung durchgefiihrt werden sollte.

Am 14. Méarz 2013 billigte der Européische Rat die Prioritdten zur Sicherstellung von
Finanzstabilitdt, Haushaltskonsolidierung und wachstumsfreundlichen Mal3nahmen. Er
betonte  die  Notwendigkeit, eine differenzierte,  wachstumsfreundliche
Haushaltskonsolidierung in Angriff zu nehmen, eine normale Kreditvergabe an die
Wirtschaft wiederherzustellen, Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu férdern, die
Arbeitdosigkeit zu bekdmpfen und die sozialen Folgen der Krise zu bewadltigen und
die Verwaltungen zu modernisieren.

Am 10. April 2013 verdffentlichte die Kommission die Ergebnisse der fur Finnland
durchgefiihrten eingehenden Uberpriifung® gemaR Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 1176/2011. Die Analyse fuhrt die Kommission zu dem Schluss, dass in Finnland
makrookonomische Ungleichgewichte bestehen, die einer Uberwachung und
politischer Mal3nahmen bedirfen. Insbesondere die erhebliche Verschlechterung der
L eistungshilanz und die schwache Exportleistung, die durch den Strukturwandel in der
Industrie sowie durch Kosten- und Nicht-Kosten-Faktoren der Wettbewerbsfahigkeit
bedingt sind, verdienen weiterhin Aufmerksamkeit.

Am 18. April 2013 Ubermittelte Finnland sein Stabilitétsprogramm 2013 fir den
Zeitraum 2012 bis 2017 und sein nationales Reformprogramm 2013. Um
wechselseitigen Zusammenhangen Rechnung zu tragen, wurden beide Programme
gleichzeitig bewertet.

Ausgehend von der Bewertung des Stabilitatsprogramms 2013 gemal’ der Verordnung
(EG) Nr. 1466/97 des Rates ist der Rat der Auffassung, dass die offentlichen Finanzen
in Finnland insgesamt solide sind und Anstrengungen unternommen wurden, um die
Einnahmen zu erhdhen und die Ausgaben zu begrenzen, damit das mittelfristige
Haushaltsziel erreicht werden kann. Das den Haushaltsprojektionen des Programms
zugrunde liegende  makrookonomische  Szenario ist  plausibel.  Die
Wachstumsprojektion fur 2013 entspricht der Frihjahrsprognose der Kommission,
wahrend die Projektion fur 2014 um 0,6 Prozentpunkte Uber der Prognose der
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Kommission liegt. Mit der im Programm beschriebenen Haushaltsstrategie wird darauf
abgezidlt, die Staatsfinanzen ins Gleichgewicht und die Schuldenquote bis 2015 auf
einen Abwértspfad zu bringen. Das Programm enthdlt eine Anderung des
mittelfristigen Haushaltsziels von 05% auf -0,5%. Das neue mittelfristige
Haushaltsziel entspricht den Anforderungen des Stabilitéts- und Wachstumspakts. Das
Programm sieht vor, das mittelfristige Haushaltsziel 2014 zu erreichen und bis 2017
beizubehalten. Ausgehend von dem (neu berechneten) strukturellen Saldo, der sich auf
die im Programm enthaltenen Informationen stitzt, hat Finnland 2012 das zuvor
gultige mittelfristige Haushaltsziel nicht erreicht und dirfte das neue mittelfristige
Haushaltsziel im Jahr 2013 nicht erreichen. Dem Programm zufolge soll das (neu
berechnete) strukturelle Defizit von -1 % des BIP (2012) auf -0,9 % des BIP (2013)
verbessert werden. Zwischen 2014 und 2017 wirde es zwischen -0,6 % und -0,7 %
des BIP liegen. 2012 stiegen die Nettoausgaben Finnlands um 0,4 % und lagen damit
weiterhin unter dem geltenden Referenzwert des Ausgabenrichtwerts. Aufgrund des
negativen Wachstums des realen BIP im Jahr 2012 erscheint die geringe strukturelle
Anpassung angemessen. In Bezug auf den (neu berechneten) strukturellen
Haushaltssaldo Finnlands ist 2013 eine Verbesserung festzustellen, und die
Nettoausgaben werden den Projektionen zufolge um lediglich 0,1 % des BIP vom
Ausgabenrichtwert abweichen. In Anbetracht der grof3en negativen Produktionsl licke
Finnlands erscheint dies angemessen. Fir 2014 wird eine weitere Verbesserung des
(neu berechneten) strukturellen Haushaltssaldos Finnlands auf -0,6 % des BIP
prognostiziert; er nahert sich damit dem mittelfristigen Haushaltsziel ausreichend an
(der Fruhjahrsprognose der Kommission zufolge wirde Finnland das mittelfristige
Haushaltsziel 2014 voll erfillen). Insgesamt wirde dies zur Einhaltung der
praventiven Komponente des Stabilitdétss und Wachstumspakts fihren. Der
konsolidierte Bruttoschuldenstand des Gesamtstaats belief sich 2012 auf 53 % des BIP
und wird dem Programm zufolge niedrig bleiben (unter 60 % des BIP wéahrend des
Programmzeitraums). Dem Programm zufolge wird der Schuldenstand 2016 und 2017
sinken. Die langfristige Tragfahigkeit bleibt die wichtigste Herausforderung fur die
Haushaltspolitik. Die Tragfdhigkeitsicke bei der Altersversorgung, den
Gesundheitdeistungen und der langfristigen Pflege infolge der Bevdlkerungsalterung
wurde erkannt und muss fortlaufend beobachtet werden.

Das Produktivitétswachstum der offentlichen Dienstleistungen entspricht nicht dem
Produktivitétswachstum der Gesamtwirtschaft und die Belastung aufgrund der
Bevolkerungsalterung nimmt zu. Zwar wurden die Grundsdtze fir eine
Kommunalreform festgelegt, aber die Fusion von Gemeinden bleibt freiwillig, obwohl
der Zentralstaat finanzielle Anreize bietet. ES wird davon ausgegangen, dass die
laufende Reform der Sozial- und Gesundheitsdienste nicht zu einer deutlichen
Verringerung der aktuellen Zahl der Bezirke der Gesundheitsversorgung fuhren wird.

Es wurden Maldnahmen zum Abbau der Jugend- und Langzeitarbeitsosigkeit
eingefuhrt, z. B. die Jugendgarantie, das zeitlich befristete Programm zur Forderung
von Kompetenzen fir junge Erwachsene und das Pilotprogramm fir
Langzeitarbeitslose. Diese Malnahmen wurden 2013 durch eine zusétzliche
finanzielle Unterstitzung fir den Ausbau des Lehrstellenangebots als Teil der
Jugendgarantie erganzt; angesichts eines erwarteten Anstiegs der Arbeitslosenquote
sind sie sinnvoll. Bel ihrer Umsetzung missen jetzt die Erhdhung des
Qualifikationsniveaus und die Verbesserung der Arbeitsmarktchancen der Zielgruppen
eindeutig im Mittelpunkt stehen. Im Hinblick auf tragfahige 6ffentliche Finanzen und
die Deckung des kinftigen Arbeitskraftebedarfs ist es wichtig, die
Erwerbstatigenquote bei dteren Arbeitnehmern zu erhéhen. Die Erwerbsbevilkerung
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in Finnland nimmt ab. Einige Mal3nahmen betreffend den Vorruhestand wurden
vereinbart, z.B. der spatere Beginn der Altersteilzeit, die Abschaffung der
Moglichkeit des Rentenantritts bei geklrzten Ansprichen und die Anhebung des
Renteneintrittsalters im Anschluss an eine Phase der Arbeitslosigkeit. Allerdings ist
die Lebenserwartung schneller gestiegen als bei der Rentenreform von 2005 erwartet,
so dass sich das derzeitige Spektrum des gesetzlichen Renteneintrittsalters letztlich als
zu niedrig angesetzt und die Renten als unzulanglich erweisen konnten. In ihrem
Programm verpflichtete sich die Regierung, das effektive Renteneintrittsalter bis 2025
auf 62,4 Jahre anzuheben, was angesichts der Lebenserwartung und der
demografischen Herausforderungen noch immer niedrig ist. Diese Aktionslinien sind
kurzfristig und vordringlich umzusetzen.

Im Dienstleistungssektor in Finnland bestehen noch immer restriktive regulatorische
Hindernisse; die Marktkonzentration ist in wichtigen Bereichen wie dem Einzelhandel
stark ausgepragt. Die geplanten Anderungen des Wettbewerbsgesetzes in Bezug auf
die beherrschende Stellung von Akteuren des Lebensmittelhandels, die Ziele des
Programms zur Forderung eines gesunden Wettbewerbs durch eine stérkere Aufsicht
in diesem Sektor und die Beseitigung unndtiger Wettbewerbsbeschrénkungen in den
geltenden Rechtsvorschriften, etwa Raumordnungs- und Baugesetze, konnten zur
Bewdltigung der aktuellen Probleme beitragen. Auch die Fusion der Wettbewerbs-
und der Verbraucherbehtrde sowie eine Anhebung ihrer Mittel und die Erweiterung
ihrer Befugnisse auf die Wettbewerbsneutralitét zwischen offentlichen und privaten
Akteuren sollten die Wirksamkeit und den Nutzen der Wettbewerbspolitik algemein
erhéhen. In Finnland sind im Wettbewerbsrecht generell niedrige GeldbulRen
vorgesehen, und die fur 2013 geplante Erhebung sollte eine Grundlage fir weitere
Reformen bieten, damit die abschreckende Wirkung der Geldbul3en verschéarft werden
kann.

Das Produktivitdtswachstum in Finnland bleibt nach wie vor hinter dem Anstieg der
Loéhne und Gehdlter zurtck, wahrend die internationale Wettbewerbsfahigkeit
zurlickgegangen ist, wie an den sinkenden Marktanteilen der finnischen Exporte zu
erkennen ist. Wahrend weiterhin viel in Forschung, Entwicklung und Innovation
investiert wird, ist die wirksame Umsetzung der Forschungstétigkeiten in Innovationen
und neue Wachstumsunternehmen, die wachstumsstarke Exportmérkte durchdringen
und die internationale Wettbewerbsféhigkeit verbessern konnen, noch immer en
kritischer Punkt. Kurzfristig sollte Finnland in jlngster Zeit verabschiedete politische
Malinahmen zur V erbesserung des Forschungs- und Innovationssystems, wie etwa den
neuen Aktionsplan, tatséchlich umsetzen und gegebenenfalls weitere auf vorliegenden
Beurteilungen und dem derzeit in Arbeit befindlichen Perspektivenbericht basierende
Reformen vorschlagen. Wie festgestellt wurde, zdhlen die Preise fir Energie und
Arbeit zu den Inputpreisen, die die Kosten der finnischen Produzenten in die Hohe
treiben. Die Lohnzuwéchse in den letzten Jahren waren, bedingt durch die dreiseitige
Tarifvereinbarung, die 2013 audlauft, maldig. Die Tatsache, dass die Sozialpartner
noch keine neue V ereinbarung geschlossen haben, gibt daher Anlass zur Sorge.

Im Rahmen des Européischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Finnlands umfassend analysiert. Sie hat das Stabilitétsprogramm und das nationale
Reformprogramm bewertet und eine eingehende Uberpriifung vorgelegt. Dabei hat sie
nicht nur deren Relevanz fir eine auf Dauer tragféhige Haushalts-, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Finnland beriicksichtigt, sondern auch deren Ubereinstimmung
mit EU-Vorschriften und -Leitlinien, angesichts der Notwendigkeit, die
wirtschaftspolitische Steuerung der Européischen Union insgesamt durch auf EU-
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Ebene entwickelte Vorgaben fur kiinftige nationale Entscheidungen zu verstérken. lhre
Empfehlungen im Rahmen des Europdischen Semesters spiegeln sich in den
nachstehenden Empfehlungen 1 bis 5 wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitatsprogramm Finnlands
gepriift; seine Stellungnahme® hierzu spiegelt sich insbesondere in der nachstehenden
Empfehlung 1 wider.

Angesichts der eingehenden Uberprifung durch die Kommission und dieser
Bewertung hat der Rat das nationale Reformprogramm und das Stabilitétsprogramm
Finnlands geprift. Seine Empfehlungen gemald Artikel 6 der Verordnung (EU)
Nr.1176/2011 dber die Vermeidung und Korrektur  makrodkonomischer
Ungleichgewichte spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 3, 4 und 5 wider.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission auch die
Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets insgesamt analysiert. Der Rat hat auf
dieser Grundlage landerspezifische Empfehlungen an die Mitgliedstaaten gerichtet,
deren Wéhrung der Euro ist. Finnland sollte die vollstandige und rechtzeitige
Umsetzung dieser Empfehlungen ebenfalls gewahrleisten —

EMPFIEHLT, dass Finnland im Zeitraum 2013-2014

1.

eine wachstumsfreundliche Haushaltspolitik verfolgt und wie vorgesehen eine solide
Haushaltsposition beibehdt, wodurch die Einhaltung des mittelfristigen
Haushaltsziels wahrend des Programmzeitraums gewahrleistet wird; weiterhin
jahrlich den Umfang der auf die Bevolkerungsalterung zurtickzufihrenden
Tragfahigkeitslicke bewertet und die 6ffentlichen Einnahmen und Ausgaben an die
langfristigen Ziele und Erfordernisse anpasst; die Kosteneffizienz und Tragféhigkeit
der langfristigen Pflege sicherstellt und mehr Gewicht auf Préavention, Rehabilitation
und selbstandige L ebensfihrung legt;

die laufenden Verwaltungsreformen betreffend die Kommunalstruktur wirksam
umsetzt, um Produktivitatsgewinne und Kosteneinsparungen bei der Erbringung
offentlicher Dienstleistungen, einschliefdich Sozial- und
Gesundheitsdienstleistungen, zu erzielen;

weitere  Malinahmen zur Steigerung der Erwerbstétigenquote bei  dteren
Arbeitnehmern  ergreift, unter  anderem  durch  Verbesserung  der
Beschéftigungsfahigkeit und Einschrénkung von Vorruhestandsregelungen, und das
gesetzliche Mindestalter fir den Renteneintritt mit der hoheren Lebenserwartung in
Einklang bringt; die laufenden Maldnahmen zur Verbesserung der
Arbeitsmarktchancen junger Menschen und Langzeitarbeitsloser umsetzt und genau
Uberwacht und dabei besonders auf die Verbesserung des Qualifikationsniveaus
abhebt;

weiterhin fir mehr Wettbewerb auf dem Produkt- und Dienstleistungsmarkt,
insbesondere im Einzelhandelssektor, sorgt, indem es sicherstellt, dass das neue
Programm zur Forderung eines gesunden Wettbewerbs wirksam umgesetzt wird,;

seine Kapazitéten fur die Bereitstellung innovativer Produkte, Dienstleistungen und
die Entstehung von Wachstumsunternehmen in einem sich rasch veréndernden
Umfeld verbessert und die Diversifizierung der Industrie hin zu weniger
energieintensiven Branchen fortsetzt; unter den derzeitigen Gegebenheiten mit einem
geringen Wachstum die Angleichung der Reall6hne an die Produktivitéatsentwicklung
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Gemal3 Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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unter uneingeschrankter Achtung der Rolle der Soziapartner
Ubereinstimmung mit den nationalen Gepflogenheiten unterstiitzt.

Geschehen zu Brissel am [ ... ]

Im Namen des Rates
Der Prasident

und

in
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

